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Erstellt von der Landesgruppe Thüringen 

im Bundesverband Cannabis Anbauvereinigungen Deutschlands e.V. (CAD) 

Stand: Juni 2026 

Vorwort 

Auf dem Papier klingt alles geordnet: Unverbindliche Empfehlungen, fachliche Hinweise, behördliche 

Orientierung. In der Praxis erleben die Anbauvereinigungen in Thüringen etwas anderes. Aus 

Hinweisen werden Auflagen, aus Richtwerten faktische Grenzwerte, aus Stichproben spürbare Eingriffe 

in kleine Ernten. 

Genau darin liegt das Problem dieser Verwaltungspraxis. Das KCanG soll legale, kontrollierte 

Anbauvereinigungen ermöglichen. Es soll Qualität sichern, Jugendschutz stärken und den 

Schwarzmarkt zurückdrängen. Wenn Vereine aber monatelang auf Bescheide warten, mit nachträglich 

verschärften Auflagen belastet werden und für jede Charge teure Untersuchungen finanzieren müssen, 

wird der legale Weg unnötig schwer gemacht. 

Thüringen muss sich deshalb eine einfache Frage gefallen lassen: Will das Land funktionierende 

Cannabis Social Clubs als Teil der Legalisierung - oder nimmt es wissentlich in Kauf, dass überzogene 

Anforderungen am Ende genau den Schwarzmarkt stärken, den das Gesetz zurückdrängen soll? 

Diese Kurzanalyse zeigt, wo die Antworten der Landesregierung und die tatsächliche Praxis der 

Bescheide auseinanderfallen. Sie fragt nicht, ob Qualitätssicherung wichtig ist. Das ist sie. Sie fragt, 

ob Thüringen dabei noch Maß und Gesetz einhält. 

. 
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Frage 1 - Zulassungen, Ablehnungen, Verfahren  
ANTWORT 
6 Erlaubnisse (+1 bedingte, schwebend unwirksam), 5 Ablehnungen (3 im Widerspruch), 0 
zurückgezogen, 7 im Verfahren. 

GENEHMIGUNG = AUSNAHME 

In Thüringen haben bislang nur sechs Anbauvereinigungen eine wirksame Erlaubnis. Fünf Anträge 

wurden abgelehnt, sieben weitere hängen noch im Verfahren. Drei von fünf Ablehnungen sind bereits 
im Widerspruch.   

Das ist kein normaler Verwaltungsvollzug, sondern ein Warnsignal. Das KCanG will legale, 

kontrollierte Anbauvereinigungen ermöglichen. In Thüringen sieht es dagegen so aus, als werde jede 
Erlaubnis zur Ausnahme gemacht. Wer den Schwarzmarkt zurückdrängen will, darf legale Clubs 

nicht durch überzogene Anforderungen ausbremsen. Im bundesweiten Vergleich erteilt Thüringen 
zudem auffällig wenige Genehmigungen je 100.000 Einwohner. Gerade ein Flächenland wie 
Thüringen müsste viele kleinteilige Strukturen ermöglichen. 

Frage 2 - Bearbeitungsdauer 

ANTWORT 
Zwischen rund 4 Monaten ( Erfurt, freshSpace) und 12,5 Monaten (UniversiWeed). 
 

DREI MONATE IM GESETZ, BIS ZU 12,5 MONATE IN DER PRAXIS 

Das KCanG ist hier klar: Die Unterlagen, die ein Antrag enthalten muss, sind in § 11 Abs. 4 KCanG 
abschließend aufgezählt. Liegen diese Angaben und Nachweise vor, soll die Behörde innerhalb von 

drei Monaten entscheiden.  

In Thüringen dauerte es nach Angaben der Landesregierung jedoch teils zehn bis 12,5 Monate bis 
zum Bescheid. Das wirft eine zentrale Frage auf: Prüft die Behörde zügig die gesetzlich 

vorgesehenen Voraussetzungen, oder werden die Verfahren durch zusätzliche Anforderungen 
künstlich verlängert?  

Wer legale Anbauvereinigungen fast ein Jahr warten lässt, stärkt nicht den Gesundheits- und 

Jugendschutz, sondern überlässt den Markt weiter dem Schwarzmarkt. 
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Frage 3 - Grundlage der Richtwerte  

ANTWORT 

Das TLLLR hat keine Grenzwerte festgesetzt (das darf nur der Bund per Rechtsverordnung — 
die fehlt). Die Werte seien „freibleibende Empfehlung“; teils orientiert am Europäischen 
Arzneibuch. 
 

EMPFEHLUNG — ODER DOCH PFLICHT? 

Die Landesregierung erklärt, das TLLLR habe keine Grenzwerte festgesetzt. Das dürfe nur der 
Bund durch Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 4 KCanG. Eine solche Rechtsverordnung gibt es 
bislang nicht. Die im Hinweisblatt genannten Werte seien deshalb nur „freibleibende Empfehlungen“ 

und „unverbindliche Orientierungshilfen“.  

Die Bescheidpraxis sieht anders aus. In Änderungsbescheiden werden genau diese Richtwerte und 
Vorgaben herangezogen, um Laboruntersuchungen je Charge und auf Kosten der Vereine zu 

verlangen. Nach Laborbefunden ordnet das TLLLR zudem an, dass Vereine auf eigene Kosten eine 
fachkundige Bewertung zur gesundheitlichen Unbedenklichkeit und Weitergabefähigkeit vorlegen 

müssen. Für den Fall der Nichterfüllung wurde ein Zwangsgeld von jeweils 5.000 Euro angedroht. 

Damit stellt sich die zentrale Frage: Wie unverbindlich ist eine „Orientierungshilfe“, wenn sie in der 
Praxis zu Auflagen, Zusatzkosten, sofort vollziehbaren Pflichten und Zwangsgeldandrohungen führt? 

Das KCanG verpflichtet Anbauvereinigungen zur Qualitätssicherung. Das bestreitet niemand. 
Fraglich ist aber, ob Thüringen ohne Bundesverordnung faktisch eigene Maßstäbe etablieren darf, 

die in der Praxis wie Grenzwerte wirken. Besonders praxisfern ist, dass das TLLLR als Beispiel für 
die geforderte fachkundige Person sogar eine Fachärztin oder einen Facharzt für Mikrobiologie, 
Virologie und Infektionsepidemiologie nennt. Für ehrenamtliche, nicht gewinnorientierte 

Anbauvereinigungen bedeutet das zusätzliche Kosten und eine kaum planbare Hürde. 

Eine „Empfehlung“, die sofort vollzogen und mit Zwangsgeld abgesichert wird, ist keine 
Empfehlung mehr. 
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Frage 4 - 160 g pro Sorte und Charge? 

ANTWORT 

Ja, bis zu 160 g getrocknete Blüten je Sorte und Charge (+120 g Blattprobe) — je nach 
Untersuchungsziel reiche aber auch weniger. 

STICHPROBE ODER ERNTEABSCHÖPFUNG? 

Das TLLLR verlangt für amtliche Stichproben bis zu 160 Gramm getrocknete Cannabisblüten je Sorte 

und Charge. Gleichzeitig räumt die Landesregierung selbst ein, dass je nach Untersuchungsziel auch 
geringere Mengen ausreichen können. Mehrere Parameter lassen sich zudem nacheinander mit 

demselben Material prüfen; es braucht also nicht für jeden Test frisches Material. Genau deshalb 
stellt sich die Frage der Verhältnismäßigkeit: Nach § 27 Abs. 1 KCanG dürfen Stichproben nur in 
geeignetem und angemessenem Umfang erfolgen.  

Für die Vereine ist das kein theoretisches Problem. Die Proben müssen nach § 29 Abs. 1 KCanG 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden; die Produktionskosten im vierstelligen Bereich bleiben 

also vollständig bei den Anbauvereinigungen, und müssen über höhere Mitgliedsbeiträge 
ausgeglichen werden. Gerade bei kleinen Chargen kann eine pauschale Probenmenge von bis zu 
160 Gramm spürbar in die Liquidität der Vereine eingreifen. 

Eine Stichprobe muss eine Stichprobe bleiben. 

 

Frage 5 - Anpassung an die Erntemenge? 

ANTWORT 

Nein. Es wird ggf. Rücksicht bei der Auswahl der Sorte — wenn der Verein rechtzeitig alle 
Mengen aufschlüsselt. Ziel sei Repräsentativität. 

RÜCKSICHT IST KEINE ANPASSUNG 

Die Landesregierung spricht von Rücksichtnahme. Tatsächlich bezieht sich diese Rücksicht aber nur 

auf den aktuell vorhandenen Bestand der jeweiligen Sorte oder Charge, wenn der Verein die Mengen 
vorher einzeln mitteilt. Eine nachvollziehbare Anpassung der Probenmenge an die tatsächliche 

Erntemenge oder Chargengröße wird nicht dargestellt.  

Genau darin liegt das Problem: Eine kleine Charge kann durch dieselbe Probenmenge viel stärker 
belastet werden als eine große. Das KCanG erlaubt amtliche Stichproben nur in geeignetem und 

angemessenem Umfang (§ 27 Abs. 1 KCanG). Angemessenheit lässt sich aber nicht allein am 
momentanen Lagerbestand messen, sondern muss die konkrete Charge und deren Umfang 

berücksichtigen. 
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Frage 6&7 - Entnommene und vernichtete Mengen 

WORUM ES GING 
Material wird nur „zur Probe“ entnommen. Die Kleine Anfrage wollte wissen: Wie viel wird 
entnommen, wie viel davon tatsächlich für die Tests gebraucht — und was passiert mit dem 
Rest? Dazu die Gesamtmenge, die das LKA vernichtet hat. 
ANTWORT 
Keine. Verweis auf „Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse“; Zahlen nur für Abgeordnete 
einsehbar. 

VERWEIGERUNG TRÄGT NICHT 

Antwort ist die Regel, Verweigerung die begründungsbedürftige Ausnahme — eine echte Abwägung 
fehlt, es heißt nur, der Schutzbereich sei „betroffen“.  

Frage 6 betrifft nicht die Rezepturen, Umsätze oder internen Abläufe einzelner Vereine, sondern die 
Menge an Cannabisblüten, die das TLLLR selbst im Rahmen amtlicher Beprobungen entnommen 
hat. Wer Vereinen unentgeltlich Proben entnimmt, muss öffentlich erklären können, in welchem 

Umfang das geschieht. Staatliches Handeln und muss grundsätzlich nachvollziehbar sein. 

Rückschlüsse auf Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse der Vereine sind ohnehin nicht möglich, da 
die Probenmengen nicht an die Erntemengen angepasst werden (siehe Frage 5). Warum gilt also 

ausgerechnet die Menge, die die Behörde selbst entnommen und der Staat vernichtet hat, als 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnis? Zumal § 43 Abs. 3 KCanG vorsieht, dass die Behörden die 

entsprechenden Angaben ohnehin jährlich bis zum 30. April zur Evaluation übermitteln. 

Frage 8 - Wann liegt ein „Cluster“ vor? 

ANTWORT 
Jede Clusterbildung sei zu vermeiden; baulicher Verbund oder „unmittelbare räumliche 
Nähe“ zu anderen Vereinen seien nicht genehmigungsfähig. 

AUS „KANN“ WIRD „DARF NICHT“ 

Die Antwort stellt Clusterbildung als absolut „nicht genehmigungsfähig“ dar. Das Gesetz ist hier 
aber nicht zwingend: Nach § 12 Abs. 3 KCanG kann die Erlaubnis versagt werden — sie muss 
es aber nicht. Es ist eine Ermessensentscheidung im Einzelfall, kein pauschales Verbot. Das 
Amt macht aus einem „kann“ ein „darf nicht“.  

Die Behörde muss den Einzelfall prüfen, ihre Entscheidung begründen und verhältnismäßig handeln. 
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